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Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck" 
 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
  
 
Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Landkreis Prignitz wurde zur Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen der Behördenbeteiligung 
aufgefordert. Posteingang der Unterlagen war am 19.12.2025 (per Mail). 
 
Nach Beteiligung der vom Vorhaben betroffenen Sachbereiche nimmt der Landkreis Prignitz zum oben 
genannten Verfahren wie folgt Stellung: 
 
 
I. Sb Brand- und Katastrophenschutz 
 

Nach Prüfung der Unterlagen wird folgende Stellungnahme abgegeben: 
 

Damit die Rettung sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind, muss die erforderliche Bewegungsfreiheit 
und Sicherheit für den Einsatz der Feuerlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein. Zugänge und 
Zufahrten sind nach DIN 14090 zu planen. Die Richtlinie über „Flächen für die Feuerwehr“ ist einzuhalten. 
 

Die Löschwasserversorgung sollte im B-Plan durch entsprechende Symbole und Hinweise dargestellt 
werden, inklusive der Lage der Entnahmestellen und der erforderlichen Löschwassermengen. Der Bedarf 
an Löschwasser ist gemäß Arbeitsblatt W 405 des DVGW zu ermitteln. 
 
II. Sb Landwirtschaft 
 

Die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden vom Sachbereich Landwirtschaft des Landkreises 
Prignitz zur Kenntnis genommen und geprüft. Der Geltungsbereich zum Bebauungsplan „Windpark 
Pirow-Hülsebeck“ befindet sich in der Gemeinde Karstädt und umfasst eine Fläche von ca. 189 ha. 
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Bei den Flächen des geplanten sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 
„Windenergieanlagen“ (SO1 – SO8) handelt es sich hauptsächlich um landwirtschaftliche Nutzfläche. 
Die betroffenen Flurstücke 62 (tlw.), 157 (tlw.) und 158 (tlw.) der Flur 5 der Gemarkung Hülsebeck 
befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock 
DEBBLI0370200450 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  

 ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 62 (tlw.), 157 (tlw.), 158 (tlw.), 64/1 und 65/1 der Flur 5 der Gemarkung 
Hülsebeck befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock 
DEBBLI0370200450 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  
ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 66, 67, 153 (tlw.), 159, 161 und 165 (tlw.) der Flur 5 der Gemarkung 
Hülsebeck befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock 
DEBBLI1570411298 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  
ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 74, 68 (tlw.) 85 (tlw.) und 163 der Flur 5 der Gemarkung Hülsebeck befinden 
sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock DEBBLI1570411298 
und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  ackerbaulich 
bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 85 (tlw.), 86 (tlw.) und 165 (tlw.) der Flur 5 der Gemarkung Hülsebeck 
befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock 
DEBBLI1570411298 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  
ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 75, 76, 77, 78, 79, 80, 81, 82 (tlw.), 83 und 84 der Flur 5 der Gemarkung 
Hülsebeck befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Grünland-Feldblock 
DEBBLI0270220682 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  

als Dauergrünland bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 42, 43 (tlw.), 46, 48, 49, 50, 51/2 (tlw.), 51/4 (tlw.), 53 (tlw.), 56 (tlw.), 57 (tlw.), 
60 (tlw.) und 61 (tlw.) der Flur 2 der Gemarkung Pirow befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche 
Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock DEBBLI0270200448 und wurden im Antragsjahr 2025 vom 
Landwirtschaftsbetrieb  ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen 
förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 47 (tlw.), 53 (tlw.), 54 (tlw.), 55 (tlw.), 56 (tlw.), 57 (tlw.), 58, 59, 60 (tlw.), 61 
(tlw.), 62 (tlw.) und 63 (tlw.) der Flur 2 sowie die Flurstücke 71, 72 (tlw.) und 92/5 (tlw.) der Flur 3 der 
Gemarkung Pirow befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Grünland-
Feldblock DEBBLI0270200449 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  

 als Dauergrünland bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 43 (tlw.), 44 (tlw.), 51/2 (tlw.), 51/3 und 51/4 (tlw.) der Flur 2 sowie die 
Flurstücke 59 (tlw.), 62 (tlw.), 63, 64 (tlw.), 65 (tlw.), 66, 67 (tlw.), 69 (tlw.) und 70 der Flur 3 der 
Gemarkung Pirow befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Ackerland-
Feldblock DEBBLI0270200448 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  

 ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 73, 74 (tlw.), 75 (tlw.), 76 (tlw.) und 79 (tlw.) der Flur 3 der Gemarkung Pirow 
befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Grünland-Feldblock 
DEBBLI1070408325 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  als 
Dauergrünland bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Das Flurstück 92/3 der Flur 3 der Gemarkung Pirow befindet sich im Kataster für landwirtschaftliche 
Nutzflächen auf dem Grünland-Feldblock DEBBLI1070408325 und wurde im Antragsjahr 2025 vom 
Landwirtschaftsbetrieb  als Dauergrünland bewirtschaftet. Demzufolge ist die o.g. Fläche 
förderfähig. 
Die Flurstücke 74 (tlw.), 75 (tlw.) und 92/3 (tlw.) der Flur 3 der Gemarkung Pirow befinden sich im 
Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem Grünland-Feldblock DEBBLI1270408902 und 
wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb  als Dauergrünland bewirtschaftet. 
Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Die betroffenen Flurstücke 18/4, 18/6 (tlw.), 76 (tlw.), 79 (tlw.), 80 (tlw.), 82 (tlw.), 83 (tlw.) und 84 (tlw.) 
der Flur 3 der Gemarkung Pirow befinden sich im Kataster für landwirtschaftliche Nutzflächen auf dem 
Ackerland-Feldblock DEBBLI0270200428 und wurden im Antragsjahr 2025 vom Landwirtschaftsbetrieb 

 ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge sind die o.g. Flächen förderfähig. 
Das Flurstück 85 (tlw.) der Flur 3 der Gemarkung Pirow befindet sich im Kataster für landwirtschaftliche 
Nutzflächen auf dem Ackerland-Feldblock DEBBLI0270200428 und wurde im Antragsjahr 2025 vom 
Landwirtschaftsbetrieb  ackerbaulich bewirtschaftet. Demzufolge ist die o.g. Fläche 
förderfähig. 
Die übrigen vorgesehenen Flurstücke des Plangebietes befinden sich nicht auf landwirtschaftlicher 
Nutzfläche. 
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Das Plangebiet befindet sich vollständig im benachteiligten Gebiet. Bei der Bodenart des Plangebietes 
handelt es sich um Sand. 
 

Es bestehen aus Sicht des Sachbereiches Landwirtschaft keine weiteren Bedenken.  
 
Hinweise 
 

Gemäß GAPDZV §11 Abs. 1 ist eine Fläche grundsätzlich förderfähig, wenn sie 
▪ der antragstellenden Person zum 15. Mai eines Jahres zur Verfügung steht, 
▪ die Mindestparzellengröße erreicht und 
▪ das gesamte Kalenderjahr die geltenden Fördervoraussetzungen erfüllt. 
Sollte die Fördervoraussetzungen nicht eingehalten werden, ist eine Rückforderung der erhaltenen 
Zuwendungen zu prüfen. 
 
Nach GAPDZV §12 Abs.3 Nr.2 wird eine landwirtschaftliche Fläche auch für nichtlandwirtschaftliche 
Tätigkeiten genutzt, bleibt sie förderfähig, sofern die Fläche hauptsächlich für landwirtschaftliche 
Tätigkeiten genutzt wird und keine starke Einschränkung der landwirtschaftlichen Tätigkeit vorliegt. Eine 
starke Einschränkung der landwirtschaftlichen Tätigkeit ist in der Regel gegeben, wenn die 
nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit innerhalb der Vegetationsperiode oder zwischen Aussaat und Ernte der 
Kultur länger als 14 aufeinanderfolgende Tage dauert oder insgesamt an mehr als 21 Tagen im 
Kalenderjahr durchgeführt wird. 

 
III.    Sb Denkmalschutz 
 

Zu o. g. Bebauungsplan „Windpark Pirow-Hülsebeck“ der Gemeinde Pirow wird aus fachlicher Sicht für 
die Belange der Denkmalpflege wie folgt Stellung genommen: 
 
Belange der Bodendenkmalpflege 
 

Im Bereich des o. g. Vorhaben ist derzeit ein Bodendenkmal im Sinne des Gesetzes über den Schutz und 
die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. Bbg. 9, 215 ff)  
§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1-2 registriert. 
 
BD i. B. 111.983  Pirow 21  Wüstung deutsches Mittelalter 
 
Im gesamten Geltungsbereich des Vorhabens besteht aufgrund fachlicher Kriterien die begründete 
Vermutung, dass hier bislang noch nicht aktenkundig gewordene Bodendenkmale im Boden verborgen 
sind. 
 
Die Vermutung gründet sich u. a. auf folgende Punkte:  
1. Bei den ausgewiesenen Bereichen handelt es sich um Areale, die in der Prähistorie 

siedlungsgünstige naturräumliche Bedingungen aufwiesen, da sie ehemals in Niederungs- bzw. 
Gewässernähe an der Grenze unterschiedlicher ökologischer Systeme lagen. Nach den 
Erkenntnissen der Urgeschichtsforschung in Brandenburg sind derartige Areale aufgrund der 
begrenzten Anzahl siedlungsgünstiger Flächen in einer Siedlungskammer als Zwangspunkte für die 
prähistorische Besiedlung anzusehen. 

2. Die ausgewiesenen Flächen entsprechen in ihrer Topographie derjenigen bekannter Fundstellen in 
der näheren Umgebung. 

3. In unmittelbarer Nähe der ausgewiesenen Flächen deuten Bodenfunde bereits auf das 
Vorhandensein von Bodendenkmalen hin. 

4. In einigen Bereichen deuten Fundplätze und Bodenfunde bereits auf das Vorhandensein weiterer 
Bodendenkmale hin. 

 
Auflagen im Bereich von Bodendenkmalen: 
Bodendenkmale sind nach §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1-3, 7 Abs. 1 BbgDSchG im öffentlichen Interesse und als 
Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft des 
Landes Brandenburg geschützt. Sie dürfen bei Bau- und Erdarbeiten ohne vorherige 
denkmalschutzrechtliche Erlaubnis – ohne vorherige fachgerechte Bergung und Dokumentation nicht 
verändert bzw. zerstört werden (§§ 7 Abs. 3, 9 und 11 Abs. 3 BbgDSchG). Alle Veränderungen und 
Maßnahmen an Bodendenkmalen sind nach Maßgabe der Denkmalschutzbehörde zu dokumentieren  
(§ 9 Abs. 3 BbgDSchG). Für die fachgerechte Bergung und Dokumentation von betroffenen 
Bodendenkmalen ist nach §§ 7 Abs. 3 und 11 Abs. 3 BbgDSchG der Veranlasser im Rahmen des 
Zumutbaren kostenpflichtig. Zuwiderhandlungen können als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße von 
bis zu 500.000 Euro geahndet werden (§ 26 Abs. 4 BbgDSchG). 
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Auflagen im Bereich von Bodendenkmal-Vermutungsflächen: 
 
Um die Auswirkungen des geplanten Bauvorhabens auf das Schutzgut Bodendenkmale gem. UVPG §§ 2 
Abs. 1 und 16 Abs. 5 einschätzen zu können, ist für die Bereiche, in denen Bodendenkmale begründet 
vermutet werden, die Einholung eines archäologischen Fachgutachtens durch den Vorhabenträger 
erforderlich, sofern in diesen Bereichen Bodeneingriffe geplant sind. In dem Gutachten ist mittels einer 
Prospektion zu klären, inwieweit Bodendenkmalstrukturen von den Baumaßnahmen im ausgewiesenen 
Vermutungsbereich betroffen sind und in welchem Erhaltungszustand sich diese befinden.  
 

Bei einer bauvorbereitenden archäologischen Prospektion handelt es sich um eine kostengünstige und 
schnell durchführbare Maßnahme: In den ausgewiesenen Bereichen mit begründet vermuteten 
Bodendenkmalen werden in einem Abstand von 25 m Bodenproben entnommen und nach kulturellen 
Hinterlassenschaften (Tonscherben, Knochen, Metallgegenstände u. ä.) untersucht. Fällt das Ergebnis 
der Prospektion positiv aus, sind weitere bodendenkmalpflegerische Maßnahmen gem. BbgDSchG §§ 7 
Abs. 3, 9 Abs. 3 und 11 Abs. 3 abzuleiten und i.d.R. bauvorbereitend durchzuführen. Bei einem 
Negativbefund kann im untersuchten Abschnitt auf weitergehende Schutz- und 
Dokumentationsmaßnahmen verzichtet werden. 
In Abhängigkeit von den technischen Voraussetzungen kann das Gutachten ggf. auch baubegleitend 
erstellt werden.  
 
Allgemein: 
 
Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt werden (z. B. Bau- und Materiallager 
und u. U. auch Arbeitsstraßen), dürfen nicht im Bereich von bekannten oder vermuteten 
Bodendenkmalen eingerichtet werden bzw. nur dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. 
Durch den notwendigen Oberbodenabtrag und das verstärkte Befahren dieser Flächen mit schwerem 
Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder Raupenaktivität o. ä. Eingriffe in den Untergrund wird die 
Bodendenkmalsubstanz umfangreich ge- und zerstört. Sollte es nicht möglich sein, bauzeitlich genutzte, 
unversiegelte Flächen und Wege außerhalb bekannter oder vermuteter Bodendenkmale anzulegen, so 
werden bauvorbereitende kostenpflichtige Schutz- bzw. Dokumentationsmaßnahmen notwendig. 
 

Sollten während der Bauausführung im Vorhabenbereich bei Erdarbeiten – auch außerhalb der 
ausgewiesenen und beauflagten Fläche – Bodendenkmale (Steinsetzungen, Mauerwerk, 
Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstände u. ä.) entdeckt 
werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Prignitz und dem 
Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen (§ 
11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die Entdeckungsstätte und die Funde sind bis zum Ablauf einer Woche 
unverändert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen vorgenommen werden 
können. Gemäß § 11 Abs. 3 BbgDSchG kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate 
verlängern, wenn die Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der Bergung 
und Dokumentation des Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, kann 
die Frist auf Verlangen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert werden. Der Träger 
des Vorhabens hat nach Maßgabe der §§ 7 Abs. 3, 9 Abs. 3 und 4 und 11 Abs. 3 BbgDSchG sowohl die 
Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen, als auch die 
Dokumentation sicher zu stellen. Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zur 
wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (§ 11 Abs. 4 BbgDSchG). 
Werden in den ausgewiesenen Vermutungsbereichen und darüber hinaus archäologische 
Dokumentationen notwendig, so hat der Träger des Vorhabens nach Maßgabe der §§ 7 Abs. 3, 9 Abs. 3-
4 und 11 Abs. 3 BbgDSchG sowohl die Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des 
Zumutbaren zu tragen, als auch die Dokumentation sicherzustellen. 

 
IV. Sb Umwelt 
 

1.  als untere Wasserbehörde (UWB) 
 

Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Die nachfolgend genannten 
Nebenbestimmungen und Hinweise sind bei der weiteren Planung zu beachten. 
 

Nebenbestimmungen: 
 
1. Im Umweltbericht sind die Auswirkungen des Windparks auf das Schutzgut Wasser zu ermitteln und 

zu bewerten. Es sind weiterhin die Maßnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung der 
nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser darzustellen. 
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2. Im Plangebiet verlaufen offene und verrohrte Gewässer II. Ordnung (siehe Anlage 2). Zwischen den 
geplanten baulichen Anlagen und den offenen bzw. verrohrten Gewässern II. Ordnung ist ein 
Mindestabstand von 5/10 m beidseitig ab Böschungsoberkante/Rohrscheitel einzuhalten. Die Lage 
der Fundamente der Windenergieanlagen, der Baugruben, Materiallagerplätze, 
Baustelleneinrichtungen u. ä. sind so zu wählen, dass sie sich außerhalb dieses 5-Meter-Streifens 
befinden. 

3. Werden für geplante Zuwegungen vorhandene Überfahrten (Durchlässe) genutzt, ist der Unteren 
Wasserbehörde vor der Errichtung der Zuwegung der Nachweis vorzulegen, dass der Durchlass für 
ein Befahren mit Schwerlasten geeignet ist. Treten durch das Überfahren des Durchlasses dennoch 
Schäden auf, so sind die Reparaturkosten durch den Antragsteller/Bauherrn zu tragen. 

4. Für den Einbau neuer Durchlässe ist bei der Unteren Wasserbehörde eine wasserrechtliche 
Genehmigung zu beantragen. 

5. Für Pflanzungen an Gewässern II. Ordnung ist die Zustimmung des Wasser- und Bodenverbandes 
“Prignitz“ und der Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

 
Hinweise:  
 
1. Bauzeitliche Grundwasserabsenkungen bedürfen der behördlichen Erlaubnis und sind rechtzeitig vor 

Beginn der Grundwasserhaltung bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen.  
2. Sollten Rohrleitungen oder Dränagen durch die Herstellung der Fundamente der 

Windenergieanlagen bzw. die Verlegung der Energie- und Steuerkabel beschädigt werden, sind 
diese umgehend zu reparieren und wieder funktionstüchtig herzustellen.  

3. Die Errichtung oder wesentliche Veränderung von Anlagen an Gewässern (in einem Abstand von bis 
zu 5/10 m beidseitig ab Böschungsoberkante/Rohrscheitel der Gewässer bedarf der Genehmigung 
durch die Unteren Wasserbehörde (z.B. Überfahrten, Zuwegungen und Kabelverlegungen). 

4. Eventuell vorhandene Dränagen oder weitere Rohrleitungen sind in ihrer Funktionsfähigkeit zu 
erhalten bzw. bei Beschädigung entsprechend ihrer Vorflutwirkung wieder funktionstüchtig 
herzustellen. Dränagen liegen in Verantwortung der Flächeneigentümer. Es gilt das Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse an Meliorationsanlagen. 

 
     
2. als untere Naturschutzbehörde (UNB) 
 

Die Zulassung von Windenergieanlagen erfolgt durch eine Landesoberbehörde.  
Gemäß § 1 Abs. 3 NatSchZustV ist die Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege, die Obere 
Naturschutzbehörde (ONB beim LfU, Referat N 1) für alle naturschutz- einschließlich der 
artenschutzrechtlichen Entscheidungen und Maßnahmen, die in Bezug auf das Vorhaben und in Bezug 
auf den Bebauungsplan zu treffen sind, zuständig.  
 
Abkürzungs- u. Fundstellenverzeichnis 
 

NatSchZustV Verordnung über die Zuständigkeit der Naturschutzbehörden (Naturschutzzuständigkeitsverordnung - 
NatSchZustV) vom 27. Mai 2013 (GVBl. II Nr. 43) zuletzt geändert durch die 2. Verordnung zur Änderung der 
Naturschutzzuständigkeitsverordnung vom 23.10.2024 (GVBl. II/24, Nr. 92)    

 
3. als Untere Abfallwirtschafts- u. Bodenschutzbehörde (UAWB/UBB) 
 

Aus bodenschutzrechtlicher und abfallrechtlicher Sicht wird dem Bebauungsplan grundsätzlich 
zugestimmt. 

 
V. Sb Bauordnung 
 

1. Bauordnungsrecht 
 

Die Planungen zum Bebauungsplan „Windpark Pirow-Hülsebeck“ werden von Seiten der unteren 
Bauaufsicht mit folgendem Hinweis zur Kenntnis genommen:  
 

- Gem. BbgBO sind Reduzierungen der Abstandsflächen z. B. auf die Projektionsfläche möglich. Es 
wäre sinnvoll dazu Regelungen im Planverfahren zu treffen um spätere Anträge im 
Genehmigungsverfahren zu vermeiden.  
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2.  Planungsrecht 
 

2.1 Planzeichnung 

• Die Planzeichnung enthält zeichnerische Festsetzungen von geschlossenen Baugrenzen für die 
Standorte der Windenergieanlagen einschließlich Fundament. Der Umgriff der Sondergebiete 
entspricht dem Umgriff der Baugrenzen zuzüglich 70m.  
Um eine präzise Übertragung der festgesetzten Grenzen auf den tatsächlichen Standort und die 
Übertragung in die Örtlichkeit zu gewährleisten, sind je Sonstiges Sondergebiet Bezugspunkte incl. 
Vermaßung in der Planzeichnung zu ergänzen. 

 
2.2 Textliche Festsetzungen 

• In der textlichen Festsetzung 1.1 werden nach Punkt 4 die schraffierten Teilflächen der Sonstigen 
Sondergebiete SO 1 bis SO 8 beschrieben. 
Da die schraffierten Flächen nicht alle Sonstigen Sondergebiete betreffen, sondern nur SO 1, SO 3 
und SO 8, sind auch nur diese in der Festsetzung zu benennen (bis streichen). 

 
2.3   Planzeichenerklärung 

• Unter dem Gliederungspunkt „Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise“ werden 3 gleiche 
Piktogramme mit unterschiedlichen Gebietsbezeichnungen (Landschaftsschutz, Vogelschutz du 
Biotope) aufgeführt.  
Die Zuordnung der einzelnen Gebiete ist aus der Planzeichnung nicht ablesbar und zur Eindeutigkeit 
zu ergänzen. 
 

2.4 Übersichtskarte 

• Die Übersichtskarte ist um die Darstellung eines Nordpfeils zu ergänzen. 
 
2.5   Verfahrensvermerke 

• Der Ausfertigungsvermerk ist unvollständig. 
Mindestinhalt einer Ausfertigung:  
1. Datum des Satzungsbeschlusses, 
2. die Tatsache und das Datum der Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde 

(erforderlich, da kein Flächennutzungsplan vorliegt) 
3. Das Datum der Ausfertigung 

 
Muster: 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Bebauungsplanes und die textlichen Festsetzungen mit dem 
hierzu ergangenen Beschluss der Gemeindevertretung vom…..übereinstimmen. 
Der Bebauungsplan „Windpark Pirow-Hülsebeck“ der Gemeinde Pirow wurde am …. durch den 
Landkreis Prignitz als Höhere Verwaltungsbehörde genehmigt. 
Ausgefertigt……………………….., den……………. 
…………………………………………..(Unterschrift) 
 

2.6   Begründung 

• Der Hinweis 2.2 zur Textlichen Festsetzung ist auch in der Begründung (Gliederungspunkt 3.2.1) 
klarzustellen. 

• Die in Gliederungspunkt 6.2 aufgeführten Rechtsgrundlagen sind zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses in ihrer aktuellen Fassung aufzuführen. 

 
 

VI.    Sachbereich Kreisentwicklung, ÖPNV und Abfallwirtschaft: Regionalplanung 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Windpark Prirow-Hülsebeck“ ist im Entwurf des sachlichen 
Teilregionalplans Windenergienutzung 2024 kein Windvorranggebiet vorgesehen. Da das Flächenziel zur 
Erreichung der Windenergienutzung im Land Brandenburg noch nicht erfüllt ist, sind Windkraftanlagen 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegiert zulässig. 
Auch in den sachlichen Teilregionalplänen zu grundfunktionalen Schwerpunkten und Rohstoffsicherung 
sind keine den Geltungsbereich betreffenden Festlegungen getroffen. 
Laut Festlegungskarte Landesentwicklungsplan Hautstadtregion Berlin-Brandenburg vom 29. April 2019 
liegen die geplanten Windenergieanlagen der sonstigen Sondergebiete SO 1 und SO 4 bis 8 
überwiegend in Überlagerung mit dem Freiraumverbund (Ziel 6.2).  
 
Die Planung (SO 1 und SO 4 bis 8) entsprechen nicht den Zielen der Raumordnung. Gegenüber der 
Planung bestehen diesbezüglich erhebliche Bedenken. 
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Des Weiteren wird zu Bedenken gegeben, dass Bebauungspläne, die nach dem 01.02.2023 wirksam 
geworden sind und eine Höhenbegrenzung enthalten, nach § 4 Abs. 1 Satz 5 WindBG nicht auf den 
Flächenbeitragswert des Landes Brandenburg angerechnet werden können. 
 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 

 

Anlagen 
Anlage 1 -  Kartierung des Bodendenkmals i. B. (Stellungnahme Sb Denkmalschutz) 
Anlage 2 -  Übersichtskarte Gewässer (Stellungnahme Untere Wasserbehörde) 
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bauamt@amtputlitz-berge.de 

nachrichtlich:     

postkasten@prignitz-oberhavel.de 

bauaufsicht@lkprignitz.de 

 

 

 

 

 

 

 Internet: gl.berlin-brandenburg.de 

  

Datum: 

 

26. Januar 2026 

 Gesch.-Z.: 11-GL5-4611-1-403/2024-001/003 

 Dokument Nr.: A-2026-00010797 

 

Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck" 

 

GL-Reg.-Nr. 0775/2023 

Verfahrenstand: Vorentwurf, Stand: November 2025 

Gemeinde / Ortsteil: Amt Putlitz-Berge/Gemeinde Pirow/ Pirow, Hülsebeck 

Kreis: Prignitz 

Region: Prignitz-Oberhavel 

Anfrage per E-Mail vom 19.12.2025 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur Planung nehmen wir wie folgt Stellung 

 

x  Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

  Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 

Beurteilung der Planungsabsicht auf Grundlage der Landesplanung:  

x  Landesplanerische Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 

  Planungsabsicht steht im Widerspruch zu landesplanerischen Zielen der Raumordnung 

  Anpassung an landesplanerische Ziele der Raumordnung nur unter u. g. Voraussetzungen 

möglich 

 

Erläuterungen:  

Die Festsetzungen des LEP HR stehen dem Vorhaben nicht entgegen.  

Zur Erläuterung verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 14.04.2024. 

 

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht  

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007, (GVBl. I S. 235),  
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Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, 
Nr. 35);  

Bindungswirkung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der 
Raumordnung können im Rahmen der Abwägung nicht überwunden werden. 

Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind aus den o. 
g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen der Abwägung ange-
messen zu berücksichtigen. 

Hinweise 

• Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, 
nicht wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von die-
ser Mitteilung unberührt. 

• Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung1 an kommunalen Bauleitplanungen zu den 
Inhalten der Landesplanung (LEPro, LEP HR, LEP FS, Braunkohleplanung). Die regionalplanerischen Er-
fordernisse der Raumordnung, insbesondere auch die beachtenspflichtigen regionalplanerischen 
Ziele, werden durch die Regionale Planungsgemeinschaft vertreten. Die Regionale Planungsgemein-
schaft ist als Träger öffentlicher Belange durch die Kommune direkt zu beteiligen. 

• Wir bitten, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in digitaler Form durchzuführen (E-Mail oder 
Download-Link) und dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu nutzen: gl5.post@gl.berlin-
brandenburg.de. 

• Wir bitten, Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleitplänen sowie Satzungen nach § 34 (4) 
BauGB oder die Einstellung von Verfahren nur in digitaler Form (E-Mail oder Download-Link) zu 
senden an unser Referatspostfach gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de sowie zur Aktualisierung des 
Raumordnungskatasters/PLIS zusätzlich an das LBV/Raumbeobachtung: PLIS@lbv.brandenburg.de. 

• Plan- bzw. Kartenunterlagen sollen - neben dem pdf-Format - für eine Übernahme der für GL relevan-
ten Geometrien von Bauleitplänen in das Planungsinformationssystem (PLIS) zusätzlich im Dateifor-
mat XPlanGML2 ab Version 5.0 übermittelt werden. In Hinblick auf die elektronische Aktenführung sind 
Text- oder GIS-Dateien in einem Format ohne Verschlüsselung bei Speicherung zu übermitteln. 

• Information für den Fall der Erhebung personenbezogener Daten siehe folgenden Link:  
https://gl.berlin-brandenburg.de/wp-content/uploads/Info-personenbezogene-Daten-GL-5.pdf. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Das Dokument ist digital erstellt, elektronisch schlussgezeichnet und ohne Unterschrift gültig. 

 

 

 
1 Mit Inkrafttreten des geänderten Landesplanungsvertrages am 01.08.2024 ist die bisherige Mitteilung der Ziele der Raumordnung 
durch die GL entfallen (vgl. https://bravors.brandenburg.de/vertraege/lplv sowie das Rundschreiben der GL vom 03.09.2024 zur Auf-
stellung von Bauleitplänen nach Änderung des Raumordnungs- und Landesplanungsrechts: https://gl.berlin-brandenburg.de/umset-
zung-der-raumordnungsplaene/anpassung-der-bauleitplanung-an-die-ziele-der-raumordnung/). 
2 Dateiformat XPlanGML zur Anwendung vorgeschrieben seit Oktober 2017, vgl. Beschluss IT-Planungsrat: https://www.it-planungs-
rat.de/beschluss/beschluss-2017-37; Erläuterungen zum XPlanungs-Format sind im Pflichtenheft unter: https://lbv.branden-
burg.de/datenerfassung-24777.html einsehbar. Fragen können gerichtet werden an: LBV-XPlanung@LBV.Brandenburg.de   
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zeigt keine Betroffenheit an. Eine Stellungnahme aus der Fachabteilung Immissionsschutz wird ge-

sondert nachgereicht. Bitte wenden Sie sich zu Fragen an den Fachbereich Immissionsschutz, Re-

ferat T21, Frau Pape (Tel.: +49 3391 838-549).  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Anlagen: - Naturschutz 

 - SN Immissionsschutz wird nachgereicht 

 

Dieses Dokument wurde am 29.01.2026 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 





 

Naturschutz   Seite 2 von 13 
 

1.   gesetzlicher Biotopschutz (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 18 Abs. 1 BbgNatSchAG) 
 Sind auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans Handlungen i. S. des § 30 Abs. 2 
 BNatSchG zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder 
 Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des B-Plans entschieden 
 werden (§ 30 Abs. 4 BNatSchG). Ein entsprechender Antrag ist beim LfU, Referat N1 zu 
 stellen. 
 Von den Verboten des Abs. 2 kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die 
 Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können (§ 30 Abs. 3 BNatSchG). 
 Sind die Beeinträchtigungen nicht ausgleichbar, bedarf es einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 
 BNatSchG. 
 
2.  Naturdenkmale (§ 28 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. Verordnungstext) 
 Konflikte mit der Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die Vollzugsfähigkeit 
 des Bebauungsplanes zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-/Nichtigkeit 
 auszuschließen. 
 Über eine erforderliche Genehmigung wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen der 
 Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
 LfU, N1 entschieden. 
 
3.  geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. Verordnungstext) 
 Konflikte mit der Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die Vollzugsfähigkeit 
 des Bebauungsplanes zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-/Nichtigkeit 
 auszuschließen. 
 Über eine erforderliche Genehmigung wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen der 
 Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
 LfU, N1 entschieden. 
  
 Allee (§ 17 Abs. 1 BbgNatSchAG) 
 Konflikte mit den Verboten sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die 
 Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplanes zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-
 /Nichtigkeit auszuschließen. 
 Über eine erforderliche Befreiung nach § 67 BNatSchG wird im Rahmen des konzentrierenden 
 Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des LfU, N1 entschieden. 
 
4.  Baumschutzverordnung des Landkreises Prignitz (BaumSchV-PR) 
 Konflikte mit der Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die Vollzugsfähigkeit 
 des Bebauungsplanes zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-/Nichtigkeit 
 auszuschließen. 
 Über eine erforderliche Genehmigung  wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen der 
 Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
 LfU, N1 entschieden. 

 
5.  besonderer Artenschutz (§ 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG) 
 Die Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG gelten für Vorhaben i. S. d. § 18 Abs. 2 
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   zu beurteilen. 
 - bei Nichtausgleichbarkeit Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
  gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG und Darstellung geplanter Ersatzmaßnahmen 
 
2. Bedingt die Planung eine Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals, bedarf 
 es im Umweltbericht folgender Angaben:  
 - Verortung in einer Karte 
 - Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung 
 - geprüfte Alternativen 
 - Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
 
3. Bedingt die Planung eine Veränderung des geschützten Landschaftsbestandteils, bedarf es im 
 Umweltbericht folgender Angaben:  
  - Verortung in einer Karte 
  - Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung 
  - geprüfte Alternativen 
  - Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
 

Bedingt die Planung die Beseitigung, Zerstörung, Beschädigung oder sonstige erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigung einer Allee, bedarf es im Umweltbericht folgender Angaben:  

  - Verortung in einer Karte 
  - Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung 
  - geprüfte Alternativen 
  - Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
  - Ausführungen zu Art, Umfang und Standort geplanter Ersatzpflanzungen 
Nach vorliegenden Informationen gehe ich von der Fällung von Einzelbäumen im Bereich einer 
vorhandenen Allee im Vorhabenbereich aus. 
 
4. Ist aufgrund der Planung die Fällung von Bäumen / Hecken, die unter den Anwendungsbereich der 
  Baumschutzverordnung fallen, unvermeidbar, bedarf es im Umweltbericht folgender Angaben: 
  - Verortung in einer Karte 
  - Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung  
   Einzelbäume  Angaben zu Baumart, Stammumfang, Vitalität + Foto  
   Hecken  Zusammensetzung des betroffenen Bestandes; bei anteiligem Verlust 

prozentualer Anteil am Gesamtbestand + Foto 
 
   Ersatzbäume Angaben zu Baumart, Pflanzzeitpunkt, time-lag  
  - geprüfte Alternativen 
  - Ausführungen zum Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen 
  - Ausführungen zu Art, Umfang und Standort geplanter Ersatzpflanzungen 
Nach vorliegenden Informationen gehe ich von einer Beseitigung von Heckenstrukturen und der 
Fällung von Einzelbäumen im Vorhabenbereich aus. 
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5. besonderer Artenschutz  
Im Umweltbericht muss sich die Gemeinde mit der Betroffenheit der artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände auseinanderzusetzen.  Weiterhin hat die Gemeinde vorausschauend zu prüfen, 
ob im Hinblick auf den besonderen Artenschutz eine Ausnahmelage vorliegt (vgl. BVerwG-
Beschluss vom 25.08.1997, Az. 4 NB 12.97). 
 
Vorliegende aktuelle Daten können genutzt werden. Als aktuell werden Datenbestände in der Regel 
dann eingestuft, wenn die Erhebungen im Gelände nicht länger als 5 Jahre zurückliegen und nach 
der Erfassung keine erheblichen Veränderungen des Standortes oder der anthropogenen Einflüsse 
eingetreten sind. Daten, die älter als 5 Jahre sind, müssen auf ihre Aktualität im Gelände überprüft 
werden (Gassner / Winkelbrandt, UVP, C.F. Müller Verlag 2010). 
Bei bestimmten Arten wie z.B. dem Rotmilan sind allerdings nur zeitnah erhobene Daten zu Grunde 
zu legen, d.h. diese dürfen grundsätzlich nicht älter als drei Jahre sein. Dies betrifft in der Regel die 
Horsterfassung. Maßgeblich ist dabei der Zeitraum zwischen der Erhebung im Gelände und der 
Entscheidung über den Genehmigungsantrag. 

 

Mit der Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 20.07.2022 wurden neue 
bundesweit geltende rechtliche Regelungen zur Beurteilung kollisionsgefährdeter Brutvogelarten im 
Rahmen von Verfahren zur Planung und Zulassung von WEA festgelegt (neuer § 45 b-d 
BNatSchG). Zur Anwendung der bundesgesetzlichen Regelungen wurde vom MLUK der „Erlass 
zum Artenschutz in Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen (AGW-Erlass)“  
(https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/umwelt/natur/arten-und-biotopschutz/agw-erlass/; Stand: 
1. Fortschreibung 25. Juli 2023) herausgegeben. Der Erlass umfasst auch Anforderungen an 
avifaunistische Bestandserfassungen (Anlage 2) und den Umgang mit Fledermäusen (Anlage 3). 
Der Erlass ersetzt den bisherigen sogenannten „Windkrafterlass“ von 2011 (Beachtung 
naturschutzfachlicher Belange bei der Ausweisung von Windeignungsgebieten und bei der 
Genehmigung von Windenergieanlagen vom 01.01.2011).  
 
Zur Beurteilung des Vorliegens der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) erachte ich (aufgrund der Habitat-Ausstattung) die 
Erfassung / Behandlung folgender Arten / Artengruppen im Planverfahren für erforderlich: 

- Avifauna 
- Fledermäuse 
- Reptilien 
- Amphibien 

 
Es sind für vorliegendes Verfahren Untersuchungen gemäß den im Folgenden genannten 
Anforderungen erforderlich: 
 
 
Avifauna 
Der erforderliche Untersuchungsrahmen ist in Anlage 2 (Vögel) und Anlage 3 (Fledermäuse) des 
AGW-Erlasses detailliert beschrieben.  
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Es wurde eine entsprechende Erfassung der Brutvögel und der Zug- und Rastvögel vorgelegt und 
durch N1 ohne größere Beanstandungen geprüft. Zu ergänzen ist: 
 
Baumkonkrete Erfassung in Rodungsbereichen / bei Einzelbaumfällung 
Alle zu fällenden Gehölze sind auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vögeln (und 
Quartierpotenzial für Fledermäuse in Höhlen u. a. Quartieren wie Stammrissen) zu untersuchen. 
Die Ergebnisse sind baumkonkret in Text, Karte und Foto darzustellen. Es sind Aussagen zur 
aktuellen Besiedlung und zum Habitatpotenzial im Hinblick auf Höhlen und Horste / Nester zu 
treffen. In Bezug auf Fledermäuse gilt dies auch für Risse, Spalten usw. Die Bäume sind ebenfalls 
auf das Vorkommen von xylobionten Käfern zu untersuchen. 
Sollen Gehölze in erheblichem Umfang im Starkastbereich beschnitten werden, sind ebenfalls 
Untersuchungen auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten vorzunehmen. 
 

Vorkommen von Arten nach § 45b BNatSchG und AGW-Erlass Anlage 1 

Eine vertiefte inhaltliche Prüfung erfolgt zwar erst im Rahmen der TÖB-Beteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB, vorab äußere ich mich jedoch zumindest zu den Brutplätzen der AGW-relevanten Arten 
aus den genannten Horsterfassungen und zu weiteren relevanten Horsten (jedoch nicht 
abschließend). 

Im Ergebnis der vorliegenden Erfassungen aus 2023 und 2024 befindet sich der Geltungsbereich 
des BP teilweise im zentralen Prüfbereich eines Rotmilan-Brutplatzes und eines Weißstorch-
Brutplatzes in Hülsebeck.  

Weiterhin befindet sich nach den vorliegenden Daten der Geltungsbereich des BP teilweise im 
erweiterten Prüfbereich mehrerer Rotmilan-Brutplätze, eines Baumfalkenbrutplatzes mit 
Brutverdacht, eines Schwarzmilanbrutplatzes und zweier Weißstorchnester.  

 
Art / 

Abstandsbereiche 
Nahbereich 

Zentraler 

Prüfbereich 

Erweiterter 

Prüfbereich 

Rotmilan  x  x 
Schwarzmilan   x 
Weißstorch  x x  

Baumfalke   
X 
(Brutverdacht) 

 
Im Nahbereich ist das Tötungs- und Verletzungsrisiko der den Brutplatz nutzenden Exemplare 
signifikant erhöht (vgl. § 45b Abs. 2 BNatSchG). 
 
Im zentralen Prüfbereich ist das Tötungs- und Verletzungsrisiko der den Brutplatz nutzenden 
Exemplare in der Regel signifikant erhöht, es sei denn, dies kann mit einer Habitatpotenzialanalyse 
widerlegt werden oder mit fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen hinreichend gemindert werden 
(vgl. § 45b Abs. 3 BNatSchG). 
 
Hinweise zur Habitatpotentialanalyse: 
Bisher liegt die Rechtsverordnung „Anforderungen an die Habitatpotenzialanalyse“ (§ 54 Abs. 10 c 
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BNatSchG) noch nicht vor. Bis diese vorliegt, empfehle ich nach den folgenden Anforderungen 
vorzugehen (s.u.). Diese ähneln den Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten (LAG VSW) für eine Habitatpotenzialanalyse. Allerdings gilt ein reduzierter 
Umfang, da sie sich auf Nahrungsflächen und Flugkorridore dorthin beschränken.  
 
Untersuchungs-/ Darstellungsraum: Nahbereich sowie beide Prüfbereiche, ggf. angrenzende 
Flächen. Es erfolgen in diesem Schritt in der Regel keine Erfassungen vor Ort, vorhandene 
Erkenntnisse sollen selbstverständlich berücksichtigt werden. Für jeden betroffenen Brutplatz ist 
dazu nach Auswertung von Biotopkartierungen/ Luftbildern/ Feldblockkataster/ faunistischer 
Kartierung in Text und Karten Folgendes darzustellen: 
- artspezifisch regelmäßig nutzbare Nahrungsflächen, 
- potenzielle und nachgewiesene Flugwege, 
- vorhandene und geplante WEA, 
- ggf. vorhandene (Einzel-)Beobachtungen aus vorliegenden Untersuchungen. 

Die Analyse muss die unterschiedlichen Ansprüche der Arten beachten. So sind z.B. beim Rotmilan   
- regelmäßig nutzbare Nahrungsflächen (z.B. Grünland, Brachen, Ortsrandbereiche, 

Randstrukturen, inkl. Waldränder, Straßen, Deponien), 
- sonstige Nahrungsflächen (z.B. Acker), 
- nicht nutzbare Flächen (ggf. ausgedehnte geschlossene Waldbereiche) darzustellen. 

 
 
Im erweiterten Prüfbereich ist das Tötungs- und Verletzungsrisiko der den Brutplatz nutzenden 
Exemplare nicht signifikant erhöht, es sei denn, die Aufenthaltswahrscheinlichkeit dieser Exemplare 
in dem vom Rotor überstrichenen Bereich der Windenergieanlagen ist aufgrund artspezifischer 
Habitatnutzung oder funktioneller Beziehungen deutlich erhöht und kann nicht mit fachlich 
anerkannten Schutzmaßnahmen hinreichend verringert werden (vgl. § 45b Abs. 4 BNatSchG). 
 
Der Horst eines Mäusebussards befindet sich nahe der Sondergebietsfläche SO1. 
 
Es sind geeignete Schutz- bzw. Minderungsmaßnahmen im weiteren Planverlauf hinsichtlich der 
Kriterien Geeignetheit, Verhältnismäßigkeit und Verfügbarkeit bereits auf BP-Ebene vertieft zu 
prüfen und zu konkretisieren bzw. festzulegen und im Umweltbericht darzustellen 

 

Fledermäuse 
Hinweise/Empfehlungen zu AGW-Erlass, Anlage 3 (Fledermäuse)   
Punkt 2.4.2 (Gondelerfassung an Bestandsanlagen) 

Mit zweijährigen Gondelerfassungen an Bestandsanlagen können grundsätzlich 
standortangepasste Abschaltzeiten mit der Inbetriebnahme der neu zu errichteten WEA angeordnet 
werden. Voraussetzung sind vergleichbare Habitatstrukturen und eine Entfernung von weniger als 
500 m zum Vorhabenstandort.  
Es wird empfohlen, mindestens ein Untersuchungsjahr nach der Inbetriebnahme durchzuführen. So 
fließen die neuen Standortparameter in die Berechnungen besser ein. Dazu zählen die 
Besonderheiten des konkreten Anlagentyps. 
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Die Ergebnisse des ersten Untersuchungsjahres können für die Festlegung der pauschalen 
Abschaltparameter im ersten Betriebsjahr genutzt werden.  
 
 

Punkt 4.3 (Ermittlung von FuR im Eingriffsbereich und Bewertung des Schädigungsverbots) 

Bei Gehölzfällungen sind die betroffenen Gehölze auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 
Fledermäusen zu untersuchen. Dabei ist insbesondere auf die Prüfschritte 1. bis 7. zu verweisen. 
Eine Verschiebung der Untersuchung auf einen Zeitpunkt nach Genehmigung und vor Baubeginn 
ist nicht möglich. 
Auf Grundlage der Erfassung sind ggf. Maßnahmen abzuleiten. 
 

Nach den vorliegenden Informationen befinden sich bis auf die SO 4 alle geplanten Anlagenstandorte 
in einem Funktionsraum besonderer Bedeutung entsprechend AGW-Erlass, Anlage 3 Punkt 4.2. 

 
Reptilien 
Zur Einschätzung, inwieweit das geplante Vorhaben artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG auslösen kann und zur konkreten Ableitung von Vermeidungs- und ggf. 
Ausgleichsmaßnahmen ist eine Reptilienerfassung in allen Bereichen notwendig, die nach der 
vorgenommenen Potentialabschätzung als möglicher Zauneidechsenlebensraum eingestuft werden 
und von der vorliegenden Planung (Sondergebietsflächen und soweit bekannt Zuwegungen jeweils 
beidseits zuzüglich 50 m)  betroffenen sind. Zudem sind auch die geplanten dauerhaften und 
temporären Zuwegungen (Begründung Abb. 4) einzubeziehen die m.E. nicht vollständig von der 
Grenze des Untersuchungsraumes für die Potentialabschätzung umfasst werden. 
 
Die Erfassung ist nach folgenden fachlichen Methodenstandards durchzuführen: 
Fachgutachterliche Ermittlung und Darstellung (in Text und Karte) aller potenziell als Lebensraum 
geeigneten Flächen im Eingriffsbereich sowie Bestandserfassungen auf allen potenziell geeigneten 
Flächen (liegt bis auf einen Teil der geplanten Zuwegungen vor). Auf eine Erfassung kann 
verzichtet werden, wenn aufgrund der Habitatbedingungen ein Vorkommen nachvollziehbar (Fotos) 
gutachterlich ausgeschlossen und begründet werden kann. 
• Erfassung von Jahreslebensräumen und Habitatstrukturen (z.B. potenzielle 

Fortpflanzungsstätten und Sonnen- / Überwinterungsplätze, Nahrungsflächen). 
Erfassung der Zauneidechsen mit mindestens 6 Begehungen im Aktivitätszeitraum zwischen 
April und 20. September. Auf strukturarmen Flächen bis 1 ha Erfassung mit mindestens 4 
Begehungen.  
Mindestens 3 Termine sollten zwischen Mitte April und Mitte Juni liegen. Wenn nur kleine 
Zauneidechsenbestände zu erwarten sind, sind Begehungen im Spätsommer besonders 
wichtig (Erfassung von Schlüpflingen). Sämtliche Teilhabitate und geeigneten Strukturen des 
UG müssen mindestens 1x pro Termin kontrolliert werden. Zwischen den Erfassungsterminen 
ist ein Mindestabstand von 4 Tagen einzuhalten.  

• Erfassungen nur bei günstigen Witterungsverhältnissen und außerhalb von Hitzeperioden. Bis 
etwa 15-20°C ist eine gute Besonnung, bei höheren Temperaturen dagegen eine stärkere 
Bewölkung vorteilhaft. Ebenfalls günstig sind die ersten warmen Stunden nach einer Kälte-
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/Regenperiode.  
• Angabe der Erfassungszeiten und Witterungsverhältnisse.  
• Beschreibung und Bewertung der auf der Eingriffsfläche erfassten Habitatstrukturen; Fotos 

sind beizufügen. 
• Ermittelte Nachweise und Teillebensräume sowie Vernetzung mit benachbarten Habitaten sind 

in aussagefähigen Karten (bei B-Plänen Maßstab der Satzungskarte oder detaillierter) 
darzustellen.  

• Fachgutachterliche Einschätzung und Begründung der Populationsgröße; aufgrund der starken 
Populationsschwankungen bei Reptilien ist dabei das Habitatpotenzial einzubeziehen. 

 
Amphibien 

Zur Einschätzung, inwieweit das geplante Vorhaben artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG auslösen kann und zur konkreten Ableitung von Vermeidungs- und ggf. 
Ausgleichsmaßnahmen ist eine Amphibienerfassung in den Bereichen, die nach der 
vorgenommenen Potentialabschätzung als möglicher Amphibienlebensraum eingestuft werden und 
von der Planung betroffenen sind (SO-Flächen und soweit bekannt Zuwegungen jeweils beidseits 
zuzüglich 50 m), gemäß folgender Mindestanforderungen erforderlich: 
Erfassung geeigneter Laichgewässer.  
• Mindestens 5 Begehungen in Abhängigkeit von Laichzeit und Witterung im Zeitraum März–Juli; 

artspezifisch Tag-, Dämmerungs- und Nachtbegehungen kombinieren. 
• Verhören, Sichtnachweise, Zählung von Laich im zeitigen Frühjahr und Überprüfung einige 

Wochen später; Keschern und Ausbringen von Reusen nur im Bedarfsfall, z.B. bei der 
Erfassung von Molchen, bei Nacht Auszählung durch Ableuchten der Gewässer (unter 
Berücksichtigung sensibler Habitatstrukturen, z.B. Brutrevieren). 

•      Fachgutachterliche Einschätzung der Populationsgröße/n. 
•    Ermittelte Nachweise und Teillebensräume sind in aussagefähigen Karten (Maßstab 1:1.000 

oder detaillierter) darzustellen.  
  

Gutachten Bestandserfassung 
Alle Gutachten sind den Planunterlagen beizufügen. 
Alle Geländeuntersuchungen sind von erfahrenen, namentlich zu nennenden Kartierer*innen zu 
geeigneten Jahres- und Tageszeiten sowie bei geeigneten Witterungsbedingungen durchzuführen. 
In den Gutachten ist die Untersuchungsmethodik für jede Untersuchungsform differenziert in Text 
und Karte mit Angaben zu konkreten Terminen, Zeitdauer, Witterungsbedingungen, Erfassern/innen 
darzustellen. 

 

Hinweis zu externen Kompensationsmaßnahmen 

Sollten Kompensationsmaßnahmen z.B. im Rahmen von Rückbau- und Entsiegelungsmaßnahmen 
geplant werden, sind artenschutzrechtliche Belange zu beachten. Betroffen sein können 
Gebäudebrüter, Fledermäuse und ggf. auch Amphibien und Reptilien. 

Zu einem möglichen Vorkommen bedarf es konkreter Aussagen, bei entsprechendem 
Habitatpotenzial ggf. auch eine Kartierung. Maßnahmen können sich ableiten.  

Die Unterlagen wären dann entsprechend zu ergänzen / zu überarbeiten. 
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Als länderspezifische Regelung für Verfahren bei der Zulassung von […] Plänen findet § 16 Abs. 2 
i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 2 BbgNatSchAG in der Bauleitplanung Anwendung. 
Danach hat die Gemeinde bei der zuständigen Naturschutzbehörde um das Einvernehmen zu ihren 
Entscheidungen zu ersuchen.  
Die Stellungnahme der zuständigen Naturschutzbehörde nach § 4 Abs. 2 BauGB ersetzt die 
vorgeschriebene Einvernehmensherstellung nicht. 
 
Zur Beteiligung gemäß § 16 Abs. 2 i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 2 BbgNatSchAG hat die Gemeinde der 
zuständigen Naturschutzbehörde die Dokumentation ihrer Verträglichkeitsprüfung sowie die der 
Verträglichkeitsprüfung zugrunde gelegten Unterlagen (Verträglichkeitsuntersuchung + ggf. weitere 
Unterlagen) zu übergeben. Spätestens zum Zeitpunkt der Abwägung der Gemeinde muss das 
Einvernehmen der zuständigen Naturschutzbehörde vorliegen. 
 
Im Rahmen der Vorprüfung (Screening) ist zu ermitteln, ob das Projekt geeignet ist, das 
Vogelschutzgebiet in seinen Erhaltungszielen erheblich zu beeinträchtigen. Grundsätzlich ist jede 
Beeinträchtigung von Erhaltungszielen (EHZ) erheblich und muss als „Beeinträchtigung des Gebiets 
als solches“ gewertet werden. Mit dem Ergebnis des Screenings müssen sich alle Zweifel an der 
Unbedenklichkeit des Projektes offensichtlich und nachvollziehbar ausräumen lassen.  
 
Es sind auch Projekte außerhalb eines Vogelschutzgebietes zu betrachten, wenn sie in das Gebiet 
hineinwirken können. Als Wirkraum ist im Fall des Vorkommens von Brut- und Zugvogelarten nach § 
45 b Anlage 1 BNatSchG und/oder dem AGW-Erlass Anlage 1, die als EHZ des betroffenen Gebietes 
festgesetzt sind, zumindest der jeweilige Nahbereich sowie zentraler und erweiterter Prüfbereich der 
Art zu betrachten. Der Betrachtungsradius beträgt daher mindestens 5.000 m. Darüber hinaus gehend 
ist eine Betrachtung nur in Sonderfällen erforderlich (Kranichschlafplätze > 20.000 Individuen). Ein 
derartiger Sonderfall liegt hier nicht vor. 
 
Die im Vogelschutzgebiet in Abstand von 5.000 m zum Vorhaben bekannten Vogelarten sind beim LfU 
abzufragen (per Mail an die zentrale Datenherausgabestelle bei N3: artendaten@lfu.brandenburg.de) 
und bei der Untersuchung zu berücksichtigen. Die Datenherausgabe erfolgt in der Regel innerhalb von 
4 Wochen. Die Anforderungen zur Datenabfrage finden sich im Internet: 
https://lfu.brandenburg.de/lfu/de/aufgaben/natur/naturschutzfachdaten/fachdatenauskunft/auskuenfte-
zu-vorkommen-von-arten/ 
 
Urteil EuGH (C-66/23) vom 12.09.2024: 
Das o.g. unmittelbar anzuwendende Urteil wirkt sich auf die Verträglichkeitsprüfung des vorliegend  
betroffenen Vogelschutzgebiets aus, da eine Beschränkung des Artenspektrums auf die Vogelarten 
nach den Anlagen zu § 15 BbgNatSchAG – so wie es bisher gemacht wurde –  nicht richtlinienkonform 
ist.  
Es bestehen aber noch erhebliche Unsicherheiten bei der Interpretation des Urteils und den 
erforderlichen Konsequenzen. Der Bund und die Bundesländer sind aktuell in intensivem Austausch 
zum Thema. Eindeutig ist, dass alle in einem Vogelschutzgebiet vorkommenden Arten des Anhangs 1 
der Vogelschutzrichtlinie zu betrachten sind. Es reicht nicht aus, nur die Arten des Anhangs 1 zu 
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berücksichtigen, die als maßgebliche Arten in den Anlagen zum BbgNatSchAG genannt sind.  
Ich empfehle daher neben den in der Schutzgebietsverordnung zum Landschaftsschutzgebiet 
„Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“ benannten Erhaltungszielen (VSG Agrarlandschaft Prignitz-
Stepenitz) 
https://mleuv.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/LSG-Agrarlandschaft-Prignitz.pdf 
alle in den aktuellen Standarddatenbögen enthaltenen Vogelarten sowie in den Gebieten 
nachgewiesenen Arten nach Anhang 1 der Vogelschutzrichtlinie, die nicht in der Anlage 1 / den 
Standarddatenbögen enthalten sind, in die Prüfung einzubeziehen. 
 

Eingriffsregelung 
Darstellungen zur Eingriffsregelung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7a und § 1a Abs. 3 BauGB  
Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass die Eingriffsregelung im Rahmen des B-Planverfahrens 
abschließend vollumfänglich abzuarbeiten ist. 
 
Eine Ersatzzahlung ist im Rahmen der Eingriffsregelung gem. §§ 1, 1a BauGB nicht möglich, daher 
kann diese auf Ebene der Bauleitplanung grundsätzlich nicht festgelegt werden. 
Es sind konkrete Kompensationsmaßnahmen für planungsbedingte Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Boden, Biotope und Landschaftsbild zu entwickeln. 
 
Städtebaulicher Vertrag 

Externe Kompensationsmaßnahmen sind über einen Städtebaulichen Vertrag zu sichern. 

 

Rechtliche Sicherung externer Kompensationsmaßnahmen 

Für externe Kompensationsmaßnahmen ist neben dem Städtebaulichen Vertrag zudem eine rechtliche 
Sicherung durch Grundbucheintrag erforderlich (zugunsten der Gemeinde).  

 

 

 
Dieses Dokument wurde am 07.01.2026 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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können Lärm, Staub, Gerüche, Luftschadstoffe, elektromagnetische Felder, Licht etc. darstellen. 
 
Von den 8 im Plangebiet neu zu errichtenden sowie von den bestehenden Windenergieanlagen 
westlich/südwestlich des Plangebietes gehen Emissionen insbesondere in Form von Schall und 
Schattenwurf aus, die geeignet sind, in den angrenzenden schutzwürdigen Gebieten der Ortslagen 
Pirow, Berge, Hülsebeck und Burow zu Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder Orientierungswerten 
zu führen. 
 
Für die im Geltungsbereich des Bebauungsplans zu errichtenden 8 WEA wurde durch die Windplan 
Pirow 2 GmbH & Co. KG beim Landesamt für Umwelt (LfU) mit Datum vom 20.02.2025 ein 
Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb der Anlagen gestellt (LfU 
Reg.-Nr.: 012.00.00/25). In diesem Verfahren wurden u. a. die Schallimmissionsprognose2 sowie die 
Schattenwurfprognose3 geprüft. Festzustellen ist, dass die Schallimmissionsprognose, die Bestandteil 
der Unterlagen zum Bebauungsplan ist, nicht den Stand (Bericht Nr. M250261-PW-01 vom 16.6.2025) 
aufweist, der Beurteilungsgrundlage für das laufende Genehmigungsverfahren ist. Die Erkenntnisse 
des aktuellen Gutachtens (z. B. weiterer IO) sind in den Bebauungsplan einzustellen. 
 
In der vorliegenden gutachterlichen Betrachtung zum Bebauungsplan wurden 3 weitere WEA nicht 
berücksichtigt, für die ebenfalls Genehmigungsanträge nach § 4 BImSchG (LfU Reg.-Nr. 013.00.00/25 
und LfU Reg.-Nr. 014.00.00/25) beim Landesamt für Umwelt vorliegen. Diese sollten ebenfalls in die 
gutachterliche Bewertung des Bebauungsplans eingestellt werden. 
 
Aus der immissionsschutzrechtlichen Prüfung der 8 WEA im Genehmigungsverfahren mit der Reg.-Nr.: 
012.00.00/25, die im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Windpark Pirow-Hülsebeck“ liegen, geht 
hervor, dass diese geplanten WEA mit Auflagen genehmigungsfähig wären. Das bedeutet, dass der 
Bebauungsplan formal vollzugsfähig wäre. 
 
Hinweis zum Lärmschutz 
Der gutachterlichen Untersuchung zu den Geräuschemissionen (Bericht Nr. M250261-PW-01 vom 
16.6.2025) ist zu entnehmen, dass es bereits durch die Vorbelastung der bestehenden Anlagen im 
Umfeld des Plangebietes zu Überschreitungen der Immissionsrichtwerte um 1-3 dB(A) an den 
Immissionsorten IO1.2, IO2.1, IO 2.2, IO3, IO4-7, IO13.2, IO13.3, IO15.1-17, IO21.1 und IO21.2 
kommt. 
 
Die durch die geplanten 8 WEA hervorgerufenen Zusatzbelastungen unterschreiten den 
Immissionsrichtwert nach Nr. 6.1 der TA-Lärm4 an den Immissionsorten IO1.1 bis I05, IO13.3, IO14.2, 

 
2 Schallimmissionsprognose nach TA Lärm für die Errichtung und den Betrieb von acht Windenergieanlagen vom Typ Vestas 
V172-7.2 MW am Standort Pirow und Hülsebeck im Landkreis Prignitz der Windplan Pirow 2 GmbH & Co. KG, Bericht Nr. 
M250261-PW-01 vom 16.6.2025, GICON – Großmann Ingenieur Consult GmbH Tiergartenstraße 48, 01219 Dresden 
3 Schattenwurfprognose für die Errichtung und den Betrieb von acht Windenergieanlagen vom Typ Vestas V172-7.2 MW am 
Standort Pirow und Hülsebeck im Landkreis Prignitz der Windplan Pirow 2 GmbH & Co. KG, Bericht Nr. N240176-02, 
vom16.12.204, GICON – Großmann Ingenieur Consult GmbH Tiergartenstraße 48, 01219 Dresden 
4Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. S. 503), zuletzt geändert durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 1. 
Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
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IO15.1 und IO18 bis IO21.2 um mindestens 10 dB(A). Damit liegen diese Immissionsorte nach Nr. 2.2 
TA Lärm nicht im Einwirkungsbereich der geplanten 8 WEA. 
 
In der Gesamtbelastung werden an den Immissionsorten IO1.1, IO9 bis IO13.1, IO13.4 bis IO14.2 und 
IO18 bis IO20 die geltenden Immissionsrichtwerte unterschritten oder erreicht. An den Immissionsorten 
I01.2, I04, I05, I07 und IO8 überschreitet die Gesamtbelastung aufgrund der Vorbelastung den 
zulässigen Immissionsrichtwert um 1 dB(A). An den Immissionsorten IO2.1 bis IO3, IO6, IO13.2, 
IO13.3, IO15.1 bis IO17, IO21.1 und IO21.2 überschreitet die Gesamtbelastung den 
Immissionsrichtwert um 2 bis 4 dB(A). 
 
Die Gemeinde hat im Rahmen der Bauleitplanung die Möglichkeit, zur Bewältigung von Lärmkonflikten, 
geeignete Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen festzusetzen. 
 
Aufgrund der Überschreitungen der Immissionsrichtwerte an den genannten Immissionsorten sollte 
geprüft werden, ob durch geeignete Festsetzungen, insbesondere zum Schutz des Immissionsortes IO 
3 (Berge, Pirower Straße 10), eine weitere Erhöhung des Beurteilungspegels vermieden werden kann. 
 
3. Fazit 

Die gutachterlichen Untersuchungen sind zu überarbeiten. Empfohlen wird, geeignet Festsetzungen 
zum Schutz vor Geräuschimmissionen zu ermitteln, die eine Erhöhung der Beurteilungspegel an den 
Immissionsorten verhindern, an denen die Immissionsrichtwerte durch die Vorbelastung bereits 
überschritten werden (z. B. IO 3). 
 
Die Auswirkungen des Bebauungsplans auf die für den Immissionsschutz relevanten Schutzgüter 
Mensch und menschliche Gesundheit sowie Klima und Luft werden im weiteren Verfahren geprüft.  
 
4. Mitteilung 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Landesumweltamt ist im weiteren Verfahren zu beteiligen. Das Ergebnis der Abwägung 
durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB5 bitte per E-Mail an: 
TOEB@LfU.Brandenburg mitzuteilen. 
 

 
 
Dieses Dokument wurde am 29.01.2026 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
5 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist 





    

                
               

             
            

         
               

             
            

             
    
              

 
              
                
              
 

 
                 

                  
            

               
           

     

             
             
            

             
                

           
   

              

                  
             

               
              

              
            

        

       
                









Seite 2 Landesamt für Bergbau,
Geologie und Rohstoffe

Geologie:

Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR
abgefragt werden.

Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder
geophysikalischen Untersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder
Auskunftspflicht hin (§ 8ff Gesetz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur
Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur
Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben
(Geologiedatengesetz-GeolDG)).

Auf das Anzeigeportal des LBGR https://bohranzeige-brandenburg.de wird verwiesen.

Hinweise:

Innerhalb des LBGR wird die Bearbeitung / Darstellung des TöB – Beteiligungsprozesses
komplett digital abgebildet. Für eine effiziente, widerspruchsfreie und fristgerechte
Bearbeitung des TöB – Prozesses im LBGR ist es dabei notwendig, das
Datenaustauschformat XPlan zur Unterstützung eines verlustfreien Austausches von
Bauleitplänen, Raumordnungsplänen und Landschaftsplänen zwischen unterschiedlichen
IT-Systemen zu nutzen.
Dieses Format ist gemäß §12 des Gesetzes über die elektronische Verwaltung im Land
Brandenburg (Brandenburgisches E-Government-Gesetz - BbgEGovG) auf der Grundlage
des Beschlusses vom 5. Oktober 2017 des IT-Planungsrates verbindlich als
Austauschstandard im Planungsbereich festgelegt worden. Bis zur flächendeckenden
Verfügbarkeit besteht die Möglichkeit, die Planungs- und Maßnahmenflächen bei
Beteiligungsverfahren als GIS-Standard shape EPSG – Code 25833 (ETRS 89 / UTM
Zone 33) zu übersenden.
Bei Beteiligung des LBGR als Träger öffentlicher Belange ist zwingend die E-Mail-Adresse
lbgr@lbgr.brandenburg.de zu nutzen. Nur unter dieser E-Mail-Adresse ist ein ständiger
Datenabruf im Vertretungs- oder Krankheitsfall etc. gewährleistet.

Freundliche Grüße
Im Auftrag



[TOEB] 74.21.55-14-339 B-Plan Windpark Pirow-Hülsebeck,
Gemeinde Pirow
74.21.55-14-339

Maßstab 1:50000



Stand: Januar 2026



 

 

 

 

 

Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände GbR . Lindenstraße 34 . 14467 Potsdam 
 

anerkannter 
Naturschutzverbände GbR 
für das Land Brandenburg  
 

 Haus der Natur: Innenhof 
Lindenstr./Ecke Breite Str. 
www.l a n d e s b u e r o .de 

 Tel.:+49(0)331-201 55 50 
Fax.:+49(0)331-201 55 55 
info@l a n d e s b u e r o .de 

 Berliner Volksbank - IBAN:  
DE17 1009 0000 1802 4350 09 
B I C :  B E V O D E B B  

 

GP Planwerk GmbH 
Uhlandstr. 97 
10715 Berlin  

 2153/2025 
 

Tel: 0331/201 55-56 
Ihr Zeichen: 
 
Potsdam, 27.01.2026 

 
per email:   

 
 

Stellungnahme, Äußerung und Einwendung der o.g. anerkannten Naturschutzverbände zum 
Antrag Bebauungsplan „Windpark Pirow-Hülsebeck“ 
 
Sehr geehrter   
 
die im Landesbüro vertretenen anerkannten Naturschutzverbände Brandenburgs bedanken sich 
für die Beteiligung und übermitteln Ihnen nachfolgend ihre Stellungnahme, Äußerung und 
Einwendung zum o.g. Verfahren: 
 
Grundsätzlich befürworten die Verbände den Ausbau der erneuerbaren Energie, um die 
nationalen und internationalen klima- und energiepolitischen Ziele zu erreichen und die 
Energiewende erfolgreich und zeitnah umzusetzen. Allerdings sind die naturschutzfachlichen 
Belange hinreichend zu beachten. 
 
Die Einrichtung von Windkraftanlagen soll in Vorranggebieten für die Windnutzung erfolgen um 
die räumliche Bündelung von Eingriffen in Landschaftsräume und das Landschaftsbild zu fördern. 
Bei dem beplanten Gebiet des „Windpark Pirow-Hüselbeck“ ist kein solches Gebiet ausgewiesen. 
Weiterhin überschneidet sich eines der Baugebiete (SO 3) mit dem Vogelschutzgebiet 
„Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“. Daher ist das Vorhaben aus naturschutzfachlicher Sicht 
abzulehnen.   
 
Im Planungsgebiet befinden sich einige schützenswerte Biotope. So muss die Notwendigkeit zur 
Querung der vorhanden Alleenstrukturen geprüft werden und ggf. alternative Zugangswege 
ausgewiesen werden. Außerdem sind die möglichen Einflussnahmen der Windkraftanlagen auf die 
im Planbereich vorhanden Feldsölle und Waldstücke, insbesondere auf den gesetzlich geschützten 
Traubenkrischen-Eschenwald im Zuge der Umweltprüfung darzustellen.  

Wir bitten um eine weitere Beteiligung in diesem Verfahren. Für den Fall, dass in dieser Sache ein 
das Verfahren beendender Bescheid ergeht (Zustimmung, Ablehnung, Einstellung), beantragen 
wir auf Grundlage von §3 Abs. 1 UIG deren Übersendung mit Eingangsbestätigung, vorzugsweise 
per E-Mail an info@landesbuero.de. 
Mit freundlichen Grüßen 











 

 

 

 

 

 

Amt Putlitz-Berge 

– Bauleitplanung – 

Zur Burghofwiese 2 

16949 Putlitz 

Hülsebeck, den 11.2.2026 

 

 

 

Betreff: 
Einwendung gegen den Bebauungsplan „Windpark Pirow-Hülsebeck“ 
hier: Standortkonstellation SO6–SO8 / Immissionsbetroffenheit Im Rundling 10 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erhebe ich fristgerecht Einwendungen gegen den Bebauungsplan „Windpark Pirow-

Hülsebeck“. 

Ich bin Eigentümer des  
 Mein Grundstück liegt im unmittelbaren Einwirkungsbereich der geplanten 

Sondergebiete SO6, SO7 und SO8 und ist von den prognostizierten Immissionen konkret 

betroffen. 

Meine Einwendungen richten sich nicht gegen die Windenergienutzung als solche, sondern 

gegen die konkrete Standortkonstellation im nordöstlichen Bereich des Plangebiets sowie 

gegen die aus meiner Sicht unzureichende planerische Konfliktbewältigung im Verhältnis zur 

Ortslage Hülsebeck. 

1. Ermittlungsdefizit – fehlende Untersuchung meines Grundstücks 

Mein Grundstück wurde in der Schallimmissionsprognose nicht als eigenständiger 
Immissionsort berücksichtigt, obwohl benachbarte Grundstücke im Rundling untersucht 

wurden und dort die nächtlichen Richtwerte vollständig ausgeschöpft werden. 



Für die Ortslage Hülsebeck werden laut Prognose nächtliche Gesamtbelastungen bis an den 

maßgeblichen Richtwert von 45 dB(A) herangeführt. Damit besteht faktisch keine 

Immissionsreserve. 

Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvollziehbar, weshalb mein Grundstück – in 

vergleichbarer Entfernung und Lage – nicht als Immissionsort angesetzt wurde. 

Eine ordnungsgemäße Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB setzt die vollständige Ermittlung 

aller erkennbar betroffenen privaten Belange voraus. 

Die Nichtberücksichtigung meines Wohnhauses stellt daher ein Ermittlungsdefizit dar, das 

im weiteren Verfahren zu beheben ist. 

2. Immissionsschwerpunkt SO6–SO8 und Kumulationswirkung 

Die Sondergebiete SO6, SO7 und SO8 bilden aufgrund ihrer räumlichen Lagebeziehung zur 

Ortslage Hülsebeck einen klaren Immissionsschwerpunkt. 

a) Schall – Gesamtbelastung maßgeblich 

Nach den Grundsätzen der TA Lärm ist nicht die Einzelanlage, sondern die Gesamtbelastung 

maßgeblich. Bei mehreren Anlagen addieren sich die Beiträge logarithmisch. 

Im Bereich Hülsebeck werden die nächtlichen Immissionsrichtwerte bereits vollständig 

ausgeschöpft. 

Wenn drei Anlagen in vergleichbarer Distanz (ca. 900 m, 950 m und 1.050 m) wirken, 

entsteht eine kumulative Verdichtung der Belastung. 

In einer Situation, in der die Prognosewerte bereits exakt an den Grenzwerten liegen, sind 

zusätzliche Unsicherheiten (meteorologische Bedingungen, Betriebszustände, 

Lagevariationen innerhalb der Sondergebietsflächen) abwägungsrelevant. 

Die Planung operiert somit ohne belastbare Immissionsreserve. 

b) Schattenwurf – dokumentierte Überschreitungen 

Die Schattenwurfprognose weist für den Bereich Hülsebeck astronomische 

Beschattungswerte deutlich oberhalb des Richtwerts von 30 Stunden pro Jahr aus. Die 

Genehmigungsfähigkeit wird ausdrücklich an eine technische Abschaltregelung geknüpft. 

Dies belegt, dass ohne Abschaltmaßnahmen eine unzulässige Belastung eintreten würde. 

Durch die räumliche Staffelung der Anlagen SO6–SO8 entstehen Überlagerungseffekte, bei 

denen sich Beschattungszeiträume nicht vollständig gegenseitig ausschließen, sondern 

ergänzen. Damit wirkt auch hier die kumulative Belastung. 

c) Visuelle Dominanz – 290 m Anlagenhöhe / Rundlingsstruktur 

Die zulässige Gesamthöhe von bis zu 290 m führt im Zusammenwirken der drei Standorte zu 

einer erheblichen visuellen Dominanz gegenüber der Ortslage Hülsebeck. 



Die historisch gewachsene Rundlingsstruktur ist in besonderer Weise ortsbildprägend und 

weist eine kompakte, niedrig strukturierte Bebauung auf. 

Eine hinreichend vertiefte Auseinandersetzung mit der besonderen Schutzbedürftigkeit 

dieser Ortsstruktur ist der Begründung nicht zu entnehmen. 

Die Planung lässt insoweit eine konkrete Auseinandersetzung mit der ortsbildprägenden 
Empfindlichkeit der Rundlingsstruktur vermissen. 

3. Mittelbare Beeinträchtigung des angrenzenden Landschaftsschutzgebiets 

Unmittelbar angrenzend an den Planbereich befindet sich das Landschaftsschutzgebiet 

„Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“ (VO vom 29.01.2009). Zwar liegen die 

Sondergebietsflächen nach der Planzeichnung nicht vollständig innerhalb der LSG-Grenze, 

jedoch steht insbesondere SO8 unmittelbar an der Schutzgebietsgrenze. 

Aus abwägungsrechtlicher Sicht ist nicht entscheidend, ob der Anlagenstandort formal „im 

LSG“ liegt. Maßgeblich ist, ob die Planung aufgrund ihrer Fern- und Dominanzwirkung die 

Schutzzwecke des Landschaftsschutzgebiets mittelbar beeinträchtigt. 

Bei einer zulässigen Gesamthöhe von bis zu 290 m und einer unmittelbaren Grenzlage ist 

eine erhebliche Wirkung in das Landschaftsschutzgebiet hinein naheliegend. Die Schutzgüter 

eines LSG (Landschaftsbild, Eigenart der Kulturlandschaft, Erholungsfunktion) werden nicht 

nur durch Eingriffe innerhalb der Grenze, sondern auch durch technisch überprägende 

Großanlagen im Nahbereich beeinflusst. 

Die Planung muss daher nachvollziehbar darlegen und abwägen, 

•  ob und in welchem Umfang die Standorte SO6–SO8 – insbesondere der grenznahe 

Standort SO8 – das Landschaftsbild des LSG beeinträchtigen, 

•  ob eine Pufferwirkung bzw. Grenzabstände erforderlich wären, 

•  und ob weniger belastende Alternativen (Standortverlagerung, Reduzierung, 

Höhenbegrenzung) zur Verfügung stehen. 

Soweit die Begründung hierzu nur pauschal bleibt oder eine vertiefte landschaftsbildliche 

Prüfung nicht erkennbar ist, liegt ein Abwägungsdefizit vor. 

4. Fehlende verbindliche Sicherung der Konfliktbewältigung 

Sowohl im Hinblick auf Schall als auch auf Schattenwurf wird die Einhaltung der Grenzwerte 

faktisch in das nachgelagerte Genehmigungsverfahren verlagert. 

Der Bebauungsplan selbst enthält keine eigenständige, verbindliche Festsetzung: 

•  zur dauerhaften Sicherung der Schattenabschaltung, 

•  zu konkreten Emissionsbegrenzungen, 

•  oder zu verbindlichen Betriebsmodi zur Nachtzeit. 



Bei einer Situation, in der die Grenzwerte bereits vollständig ausgeschöpft werden, genügt 

eine bloße Verlagerung in das BImSchG-Verfahren nicht. 

Die grundsätzliche Konfliktbewältigung muss bereits auf Planungsebene erfolgen. 

Dies steht im Widerspruch zum Gebot der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan. 

5. Abstandssituation und technisch-numerische Einordnung 

Nach von mir mittels Kartenmessung ermittelten Entfernungen liegt der Standortbereich: 

•  SO8 in ca. 900 m Entfernung, 

•  SO7 in ca. 950 m Entfernung, 

•  SO6 in ca. 1.050 m Entfernung 

zu meinem Wohnhaus. 

Die Messung bezieht sich auf die jeweilige Sondergebietsfläche und nicht auf einen 

festgelegten Turmstandort. Eine wirksame Abstandsregelung müsste daher an der 

Baugrenze bzw. an der Sondergebietsfläche ansetzen. 

Akustisch nimmt der Schallpegel mit zunehmender Entfernung typischerweise ab. 

Näherungsweise bewirkt eine Verdopplung der Entfernung eine Pegelreduktion von etwa 6 

dB(A). 

Bereits eine zusätzliche Distanz von 100–150 m kann in einer „auf Kante“ geplanten 

Situation eine relevante Immissionsreserve schaffen. 

Gerade unter kumulativer Wirkung mehrerer Anlagen ist Abstand ein geeignetes Mittel zur 

Konfliktminimierung. 

Auch hinsichtlich des Schattenwurfs führt eine größere Distanz zu einer Reduzierung von 

Häufigkeit und Intensität der Beschattung. 

6. Verhältnismäßigkeit und Planungsalternativen 

Die derzeitige Standortkonstellation SO6–SO8 führt zu einer gebündelten Belastung 

unmittelbar vor der Ortslage Hülsebeck. 

Es ist abwägungsrechtlich zu prüfen, ob weniger belastende Planungsalternativen bestehen. 

Als milderes Mittel kommen insbesondere in Betracht: 

1. die Streichung oder Verlagerung des ortsnächsten Sondergebiets SO8, 

2. hilfsweise die Reduzierung der Anlagenzahl im Bereich SO6–SO8, 

3. hilfsweise die Festsetzung eines Mindestabstands von 1.000 m (hilfsweise 1.050 m) 

zwischen Sondergebietsfläche und Wohnbebauung, 

4. hilfsweise eine Reduzierung der zulässigen Gesamthöhe. 



Diese Maßnahmen würden die Belastungssituation deutlich reduzieren, ohne die 

Windenergienutzung insgesamt in Frage zu stellen. Sie stellen daher geeignete, 

verhältnismäßige Planungsalternativen dar. 

7. Antrag 

Ich beantrage, 

•  die unvollständige Ermittlung meiner individuellen Betroffenheit zu ergänzen, 

•  die kumulativen Immissionswirkungen im Bereich SO6–SO8 vertieft zu prüfen, 

•  die besondere Schutzbedürftigkeit der Rundlingsstruktur Hülsebeck konkret in die 

Abwägung einzustellen, 

•  die mittelbare Beeinträchtigung des angrenzenden Landschaftsschutzgebiets 

„Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“ nachvollziehbar zu prüfen und zu bewerten, 

•  sowie die Planung im Bereich SO6–SO8 unter Berücksichtigung weniger belastender 

Alternativen grundlegend zu überarbeiten. 

Ich bitte um vollständige Berücksichtigung meiner Einwendungen im weiteren 

Abwägungsverfahren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 



Amt Putlitz-Berge - Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck"
Ausgedruckt am 12. Februar 2026, 18:44

Ihre Stellungnahme

Nr.: 1000 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Fachgutachten Artenschutzfachbeitrag
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Es wird gerügt, dass die Informationsgrundlage für die Öffentlichkeitsbeteiligung unzureichend ist.
Auf Seite 1 des ausgelegten Artenschutzfachbeitrags (AFB) findet sich der explizite Hinweis der
"Gruppe Planwerk", dass es sich um ein Gutachten für das parallel laufende Genehmigungsverfah-
ren (BImSchG) handelt und für das Bauleitplanverfahren ein separater Fachbeitrag erst noch erstellt
werden soll. Da die Bauleitplanung (Angebotsplanung) andere Prüfmaßstäbe anlegt als eine konkre-
te Vorhabengenehmigung, wird die Informationsgrundlage der Bürger hier unzulässig eingeschränkt.
Die Gemeinde muss die Umweltauswirkungen spezifisch für die Planungsebene bewerten und diese
Unterlagen zur Einsicht vorlegen.
Bezug zu Planungsdokument: Fachgutachten / Artenschutzfachbeitrag Datei: 04_BP_WP_Pirow-
Hülsebeck_Artenschutzfachbeitrag.pdf

[ INTERNE REF: 001]

1



Amt Putlitz-Berge - Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck"
Ausgedruckt am 12. Februar 2026, 19:02

Ihre Stellungnahme

Nr.: 1001 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Planunterlagen Begründung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Verstoß gegen den Regionalplan (Anlagenhöhe)
Die im Vorentwurf vorgesehenen Windenergieanlagen des Typs Vestas V172 mit einer Gesamthöhe
von ca. 285 m stehen in erheblichem Spannungsverhältnis zu den Zielsetzungen des Regionalplan
Prignitz-Oberhavel (Sachlicher Teilplan Windenergie), da Teile des Plangebietes innerhalb der sog.
Zone 1 (1.000-m-Radius um Wohnbebauung) liegen, für die ein Regelmaß von 150 m Gesamthöhe
vorgesehen ist; sofern diese Höhensteuerung Zielqualität im Sinne von § 3 Nr. 2 ROG besitzt, wäre
eine Überschreitung um 135 m eine formell erforderliche Zielabweichung nach § 4 ROG, andernfalls
jedenfalls eine besonders begründungsbedürftige Abweichung im Rahmen der planerischen Abwä-
gung, da eine nahezu Verdopplung der vorgesehenen Höhe nicht als geringfügig angesehen werden
kann. Unabhängig von der formalen Einordnung ist die Planung am Abwägungsgebot zu messen:
Bei einem Abstand von lediglich 1.000 m ergibt sich ein Verhältnis von Höhe zu Abstand von etwa 1
: 3,5, womit nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgericht zumindest eine vertiefte Prü-
fung einer optisch bedrängenden Wirkung geboten ist; hinzu treten erhebliche Auswirkungen auf das
Landschaftsbild gemäß § 35 Abs. 3 BauGB durch gesteigerte Fernwirkung, stärkeren Horizontdurch-
stoß sowie ausgeweitete Nachtkennzeichnung. Die erhebliche Überschreitung der regionalplanerisch
vorgesehenen Höhenstaffelung unterläuft damit die abgestufte Schutzsystematik für siedlungsnahe
Bereiche und begründet zumindest ein Abwägungsdefizit, sofern nicht substantiiert dargelegt wird,
weshalb im konkreten Fall eine atypische Ausnahme gerechtfertigt sein soll und wie kumulative
Wirkungen mit bestehenden oder geplanten Anlagen berücksichtigt wurden (insbesondere dem im
räumlichen Kontext vorhandenen Vorranggebiet).
Bezug zu Planungsdokument: Planzeichnung / Regionalplan Datei: 01_BP_WP_Pirow-Hülsebeck_Planzeichnung

[ INTERNE REFERENZ 002]

1



Amt Putlitz-Berge - Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck"
Ausgedruckt am 12. Februar 2026, 19:44

Ihre Stellungnahme

Nr.: 1002 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Planunterlagen Begründung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Es wird beanstandet, dass die Gemeinde Pirow ein Sondergebiet Windenergie räumlich isoliert
und außerhalb der im Verfahren befindlichen regionalplanerischen Steuerung ausweist, ohne die
Wechselwirkungen mit der Neuaufstellung des Sachlichen Teilplans „Windenergienutzung (2024)“
der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel nachvollziehbar zu würdigen. Nach den
veröffentlichten Informationen befindet sich die regionale Windsteuerung in Neuaufstellung (Auf-
stellungsbeschluss 25.01.2023; Entwurfs- und Beteiligungsbeschlüsse 2024), während der frühere
Teilplan „Freiraum und Windenergie“ zur Windsteuerung nicht mehr angewandt wird. Vor diesem
Hintergrund ist eine kommunale Sondergebietsausweisung nur dann abwägungsfehlerfrei, wenn sie
(i) die Ziele und Auswahlkriterien der in Aufstellung befindlichen Regionalplanung sowie deren beab-
sichtigte Konzentrations- und Steuerungswirkung substantiiert berücksichtigt, (ii) die städtebauliche
Erforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB) der Abweichung gegenüber einer regional abgestimmten Flä-
chenkulisse konkret begründet (standortbezogene Gründe, Alternativenprüfung), und (iii) kumulative
raumordnerische Konflikte (Vorbelastung, Bündelung statt Streuung) nachvollziehbar bewertet. Dies
ist dem Vorentwurf/der Begründung nach derzeit nicht hinreichend zu entnehmen; die Planung läuft
daher Gefahr, die in Neuaufstellung befindliche regionale Steuerung faktisch zu konterkarieren und
ohne tragfähige Begründung zusätzliche Konflikte im Raum zu erzeugen.
Bezug zu Planungsdokument: Begründung / Planzeichnung

[ INTERNE REFERENZ 3]

1



Amt Putlitz-Berge - Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck"
Ausgedruckt am 12. Februar 2026, 19:48

Ihre Stellungnahme

Nr.: 1003 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Fachgutachten Faunistische Kartierungen
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Veraltete Daten beim Artenschutz
Die dem Artenschutzfachbeitrag zugrunde liegenden faunistischen Kartierungen basieren auf Da-
ten aus den Jahren 2023 und 2024. Zum Zeitpunkt des geplanten Satzungsbeschlusses (2026)
sind diese Daten veraltet und bilden die aktuelle Bestandssituation nicht mehr rechtssicher ab. Dies
gilt insbesondere für die hochmobilen Arten Rotmilan (nachgewiesener Horst Rm1 in 2023) und
Baumfalke. Es wird eine Aktualisierung der Kartierung für die Saison 2025/2026 gefordert, um die
Vermeidungsmaßnahmen (Abschaltzeiten) auf einer fachlich korrekten Basis festzusetzen.
Bezug zu Planungsdokument: Fachgutachten / Faunistische Kartierungen Datei: 06_BP_WP_Pirow-
Hülsebeck_Faunistische_Kartierungen.pdf
[ INTERNE REFERENZ 004]

1



Amt Putlitz-Berge - Bebauungsplan "Windpark Pirow-Hülsebeck"
Ausgedruckt am 12. Februar 2026, 20:09

Ihre Stellungnahme

Nr.: 1004 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Planunterlagen Begründung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Optisch bedrängende Wirkung und Alternativen
Angesichts der geplanten Gesamthöhe von 285 m ist eine vertiefte Prüfung einer optisch bedrän-
genden Wirkung gegenüber den Wohnlagen Hülsebeck und Simonshof zwingend geboten. Nach
der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgericht ist bei der Beurteilung der Zumutbar-
keit insbesondere das Verhältnis von Anlagenhöhe zu Abstand maßgeblich; in der obergerichtlichen
Praxis wird bei Annäherung an ein Verhältnis von 1 : 3 und insbesondere bei Unterschreiten des
Zwei- bis Dreifachen der Anlagenhöhe als Abstand regelmäßig eine kritische Prüfzone gesehen. Bei
einer Gesamthöhe von 285 m läge die zweifache Anlagenhöhe bei 570 m; es kann eine visuelle
Dominanz mit erdrückender Wirkung nicht ausgeschlossen werden, insbesondere wenn topographi-
sche Besonderheiten, fehlende Vorbelastung oder eine offene Landschaftssituation hinzutreten. Der
B-Plan-Vorentwurf enthält bislang keine hinreichend substantiierte Analyse zur konkreten Blickbezie-
hung, zur Geländesituation, zur Vorbelastung sowie zur visuellen Fern- und Nahwirkung der Anlagen
und versäumt damit eine tragfähige Auseinandersetzung mit dem Schutz gesunder Wohnverhält-
nisse (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB). Ohne eine belastbare Einzelfallprüfung unter Einbeziehung einer
Sichtbarkeitsanalyse (ZTV), einer fotorealistischen Visualisierung sowie einer nachvollziehbaren Ab-
standsbewertung ist nicht erkennbar, dass die Planung den Anforderungen an eine abwägungsfeh-
lerfreie Sicherung der Wohnqualität gerecht wird.
Unabhängig von der Frage der optisch bedrängenden Wirkung ist im Rahmen der Alternativenprü-
fung zu berücksichtigen, dass mit dem bestehenden Vorranggebiet VK 02 Berge bereits ein regional
vorgeprägter Standort für Windenergienutzung vorhanden ist. Die Planung besonders hoher Anlagen
(285 m Gesamthöhe) außerhalb eines derart gebündelten Standortes widerspricht dem raumordne-
rischen Grundsatz der Konzentration technischer Großstrukturen und der Minimierung zusätzlicher
Konfliktlagen. Aus abwägungsrechtlicher Sicht wäre daher darzulegen, weshalb Anlagen dieser Di-
mension nicht vorrangig innerhalb des bereits belasteten und planerisch etablierten Vorranggebietes
realisiert werden sollen, sondern stattdessen in siedlungsnäheren, bislang weniger technisch über-
prägten Bereichen. Das Unterlassen einer nachvollziehbaren Alternativenprüfung, die insbesondere
die Möglichkeit einer Höhenbündelung im bestehenden Vorranggebiet VK 02 Berge untersucht, be-
gründet ein Abwägungsdefizit im Sinne von § 1 Abs. 7 BauGB, da die Planung ohne erkennbare Not
zusätzliche landschaftliche und siedlungsbezogene Konflikte eröffnet.
Bezug zu Planungsdokument: Planzeichnung Datei: 01_BP_WP_Pirow-Hülsebeck_Planzeichnung_Vorentwurf.pd

[ INTERNE REFERENZ 005]
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Ihre Stellungnahme

Nr.: 1005 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Planunterlagen Begründung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Widersprüchliche Argumentation zur Anlagenhöhe und Abwägungsdefizit
Die Begründung rechtfertigt die geplante Gesamthöhe von 285 m im Wesentlichen mit der techni-
schen Weiterentwicklung moderner Anlagentypen und deren wirtschaftlicher Effizienz. Eine solche
rein wirtschaftliche Argumentation des Vorhabenträgers genügt im Rahmen der kommunalen Abwä-
gung jedoch nicht. Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind sämtliche öffentlichen und privaten Belange gerecht
zu gewichten; hierzu zählen insbesondere der Schutz gesunder Wohnverhältnisse (§ 1 Abs. 6 Nr.
1 BauGB), die Wahrung des Landschaftsbildes sowie die Minimierung zusätzlicher Konfliktlagen.
Die erhebliche Höhensteigerung gegenüber bislang in der Region üblichen Dimensionen führt zu
einer qualitativ neuen Fern- und Nahwirkung und verschärft die Problematik einer möglichen optisch
bedrängenden Wirkung. Die Planbegründung lässt nicht erkennen, dass ernsthaft geprüft wurde,
ob geringere Nabenhöhen oder andere Anlagentypen mit reduzierter Gesamthöhe die energiepoli-
tischen Ziele ebenfalls – wenn auch mit geringerer Einzelanlagenleistung – erreichen könnten. Die
Gemeinde darf sich nicht auf die Wirtschaftlichkeitsberechnungen des Investors beschränken, son-
dern muss eigenständig prüfen, ob die gewählte maximale Bauhöhe städtebaulich erforderlich ist.
Das Fehlen einer nachvollziehbaren Alternativenprüfung begründet ein Abwägungsdefizit.
Bezug zu Planungsdokument: Begründung / Planzeichnung Datei: 02_BP_WP_Pirow-Hulsebeck_Begrundung_Vo

[ INTERNE REFERENZ 006]
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Ihre Stellungnahme

Nr.: 1006 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse:
Dokument: Planunterlagen Begründung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Unklare städtebauliche Erforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB)
Es wird gerügt, dass die städtebauliche Erforderlichkeit nach § 1 Abs. 3 BauGB nicht hinreichend
belegt ist. Aus der Begründung geht hervor, dass die Initiative zur Planung maßgeblich vom Vorha-
benträger ausgeht. Ein Bebauungsplan darf jedoch nicht allein dem Gewinninteresse eines privaten
Dritten dienen („Gefälligkeitsplanung“). Da die Gemeinde bereits durch bestehende Parks zur Ener-
giewende beiträgt und das Plangebiet regionalplanerisch nicht priorisiert ist, fehlt ein eigenständiges
kommunales Plankonzept, das die Belastung von Mensch und Natur an diesem spezifischen Stand-
ort rechtfertigt.

[ INTERNE REFERENZ 007]
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Ihre Stellungnahme

Nr.: 1007 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse: ,
Dokument: Planunterlagen Untersuchungsrahmen zur Umweltprüfung
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Zweifelhafte Kompensation (Eingriffs-Regelungs-Bilanzierung)
Die im Umweltbericht bzw. in den vorliegenden Unterlagen vorgeschlagenen Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen werden als nicht hinreichend funktional, nicht vollständig quantifiziert und derzeit
nicht nachvollziehbar begründet gerügt. Zwar liegen mit der Biotopkartierung (Anlage 3) und dem
Fachbeitrag Artenschutz (Anlage 2) Datengrundlagen vor; eine konsistente, prüffähige Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung im Sinne des § 15 BNatSchG ist jedoch im Stadium des Vorentwurfs nicht
ersichtlich. In der Begründung wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der eigentliche Umwelt-
bericht mit vertiefender Prüfung erst im weiteren Verfahren vorgelegt werden soll und derzeit lediglich
ein Untersuchungsrahmen (Scoping) vorliegt. Damit fehlt der Öffentlichkeit eine überprüfbare, zah-
lenmäßig unterlegte Darstellung, in welchem Umfang Bodenfunktionen, Biotopwerte, Habitatqualitä-
ten und funktionale Beziehungen beeinträchtigt werden und wie diese konkret, zeitlich und räumlich
funktionsgleich kompensiert werden sollen.
Der Kartierbericht weist im Untersuchungsraum 154 Biotope aus, darunter 39 gesetzlich geschützte
Biotope (§ § 17–18 BbgNatSchAG) sowie FFH-Lebensraumtypen. Zahlreiche Feldgehölze verfü-
gen über Altbäume, Baumhöhlen und Totholzstrukturen mit hoher Habitatfunktion. Diese struktu-
rellen Qualitäten sind durch pauschale Heckenpflanzungen oder externe Ersatzmaßnahmen weder
kurzfristig noch funktionsgleich ersetzbar; insbesondere fehlt eine nachvollziehbare Bewertung der
zeitlichen Kompensationslücke („time lag“) zwischen Eingriff und ökologischer Funktionsreife der Er-
satzmaßnahmen.
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet und dessen Umfeld in den vergangenen
zwei Jahren durch private Initiative von Anwohnern sowie der Jagdgenossenschaft bereits Hecken-
pflanzungen und Vernetzungsstrukturen geschaffen wurden. Diese ökologischen Vorleistungen sind
als wertgebender Ausgangszustand vollständig zu erfassen und in der Bilanzierung zu berücksich-
tigen. Unterbleibt dies, wird der Eingriff methodisch relativiert, da ein bereits aufgewerteter Bestand
nicht korrekt abgebildet wird; zugleich entsteht die Gefahr einer faktischen Doppelanrechnung, wenn
Maßnahmen als „Kompensation“ dargestellt werden, die lediglich vorhandene Strukturen sichern
oder ergänzen.
Die faunistischen Kartierungen belegen zudem die Bedeutung des Raumes für Brut-, Rast- und Zug-
vögel im 2.000-m-Radius. Die Zerschneidungswirkung, die funktionale Entwertung von Jagdhabitaten
(insbesondere für Greifvögel und Fledermäuse) sowie die Beeinträchtigung von Wildtierkorridoren
werden bislang nicht belastbar quantifiziert. Auch insoweit fehlt eine funktionsbezogene Bewertung,
ob die vorgesehenen Maßnahmen geeignet sind, die ökologischen Funktionen von Biotopverbund
und avifaunistischen Funktionsräumen tatsächlich zu erhalten oder wiederherzustellen.
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Vor diesem Hintergrund bestehen erhebliche Zweifel, ob die bislang nur rahmenhaft dargestellten
Kompensationsmaßnahmen den gesetzlichen Anforderungen an eine funktionsgleiche und verhält-
nismäßige Kompensation gemäß § 15 BNatSchG genügen. Solange eine prüffähige, quantitative
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz einschließlich Zeitbezug, Funktionsäquivalenz und räumlicher Zuordnung
nicht vorliegt, ist die Umweltprüfung unvollständig und die Abwägungsgrundlage defizitär.

[ INTERNE REFERENZ 0008]
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Ihre Stellungnahme

Nr.: 1008 - Einreichungsdatum: 12.02.2026

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung Öffentlichkeit - § 3 (1) BauGB
Name:
Adresse: ,
Dokument: Gesamtstellungnahme
Im öffentlichen Bereich anzei-
gen:

Ja

Formeller Mangel der Bekanntmachung (Irreführung)
Es wird gerügt, dass die Amtliche Bekanntmachung zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung feh-
lerhaft und inhaltlich widersprüchlich ist. Auf Seite 2 der Bekanntmachung wird unter den Zielen und
Zwecken der Planung als Punkt 3 die „Planungsrechtliche Sicherung der Einspeisung von Solar-
strom“ aufgeführt.
Dies stellt eine Irreführung der Öffentlichkeit dar. Es ist für den Bürger nicht eindeutig erkennbar,
ob hier nun Windkraft, Photovoltaik oder eine Mischform geplant wird. Durch diesen offensichtlichen
„Copy-Paste-Fehler“ aus einem anderen Verfahren wird deutlich, dass die Unterlagen seitens der
Verwaltung keiner sorgfältigen Prüfung unterzogen wurden. Eine Bekanntmachung, die den Gegen-
stand der Planung (Windenergie) im Textteil falsch bezeichnet (Solarstrom), verfehlt ihre gesetzlich
geforderte Anstoßwirkung, da sie falsche Vorstellungen über die Art der Immissionen (Solar = laut-
los/flach vs. Wind = Lärm/Schatten/Höhe) weckt. Es wird beantragt, das Verfahren aufgrund dieses
formellen Mangels neu bekannt zu machen.
Bezug zu Planungsdokument: Bekanntmachung Datei: Amtliche_Bekanntmachung_B-Plan_Windpark_Pirow-
Huel.pdf
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